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Die Wahlleiterin der Stadt Drebkau

Bekanntmachung

über die Sitzung des Wahlausschusses  

zur Feststellung des endgültigen Ergebnisses 

für die Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 

Drebkau, des Ortsbeirates des Ortsteils Casel, des Orts-

beirates des Ortsteils Domsdorf, des Ortsbeirates des 

Ortsteils Drebkau, des Ortsbeirates des Ortsteils Grei-

fenhain, des Ortsbeirates des Ortsteils Jehserig, des 

Ortsbeirates des Ortsteils Kausche, des Ortsbeirates des 

Ortsteils Laubst, des Ortsbeirates des Ortsteils Leuthen, 

des Ortsbeirates des Ortsteils Schorbus und des Orts-

beirates des Ortsteils Siewisch,

am Sonntag, 25. Mai 2014

Die Sitzung des Wahlausschusses zur Feststellung des end-

gültigen Wahlergebnisses findet 

am Dienstag, d. 27.05.2014,

um  17.00 Uhr

im Feuerwehrgerätehaus, Spremberger Straße 61b, 

03116 Drebkau

statt.

Der Wahlausschuss verhandelt und entscheidet in öffent-

licher Sitzung. Jede Person hat Zutritt zu der Sitzung. Die 

Wahlleiterin ist befugt, Personen, die die Ruhe und Ordnung 

stören, aus dem Sitzungsraum zu verweisen (§ 4 Abs. 1 

Brandenburgische Kommunalwahlverordnung).

Der Wahlausschuss ist beschlussfähig, wenn außer der Wahl-

leiterin mindestens zwei weitere Mitglieder anwesend sind  

(§ 16 Abs. 3 Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz).

 

30.04.2014

Gemeinsame Wahlbekanntmachung 

zu der Wahl zum 8. Europäischen  

Parlament und den Kommunalwahlen 

am 25. Mai 2014

A)

1. Am Sonntag, dem 25. Mai 2014 finden gleichzeitig die 

Wahlen zum 8. Europäischen Parlament sowie die Kom-

munalwahlen im Land Brandenburg statt.

  Die Wahlen dauern von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2. Die Stadt Drebkau ist in 11 allgemeine Wahlbezirke ein-

geteilt.

Wahl- Bezeichnung des Bezeichnung des Bemerkungen

bezirk- Wahlbezirks Wahlraumes 

Nr. 

_____________________________________________________

01  OT Casel  Casel Dorfgemein- barrierefrei

  schaftshaus 

   Calauer Straße 22

02  OT Domsdorf  Rasthof Domsdorf 

   Neupetershainer Str. 8

Wahl- Bezeichnung des Bezeichnung des Bemerkungen

bezirk- Wahlbezirks Wahlraumes 

Nr. 

_____________________________________________________

03  OT Drebkau,  Drebkau Grundschule 

  Vor der Bahn -  General-von-

 Zentrum Schiebell-Straße 1

04  OT Drebkau,  Drebkau barrierefrei

 Hinter der Bahn Stadtverwaltung 

   Spremberger Straße 61

05  OT Greifenhain Greifenhain Dorfhaus 

   Dorfstraße 68

06  OT Jehserig Jehserig Gutshaus 

   Straße am Park 9

07  OT Kausche  Kausche  barrierefrei

   Bürgerhaus

  An den Steinen 7

08  OT Laubst  Laubst Mehrzweck-

  gebäude 

   Laubster Dorfstraße 6

09  OT Leuthen  Leuthen  barrierefrei

  Grundschule 

   Hauptstraße 2

10  OT Schorbus  Vereinshaus  barrierefrei

  Schorbus 

   Straße der Jugend 5

11  OT Siewisch  Siewisch Gemeindehaus 

   Drebkauer Straße 12

 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtig-

ten bis spätestens 04. Mai 2014 übersandt worden sind, 

sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in 

dem die Wahlberechtigten zu wählen haben.

  Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Wahlraum 

des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie 

eingetragen ist.

  Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren 

Personalausweis oder Reisepass, Unionsbürger einen 

gültigen Identitätsausweis, zur Wahl mitzubringen.

  Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 

werden.

B)  Für die Wahl zum Europäischen Parlament gelten fol-

gende Regelungen:

1.  Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die jeder Wäh-

lerin und jedem Wähler beim Betreten des Wahlraumes 

ausgehändigt werden.

  Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Num-

mer

  die Bezeichnung der Partei und ihre Kurzbezeichnung 

bzw. die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereini-

gung und ihr Kennwort sowie jeweils die ersten 10 Be-

werber der zugelassenen Wahlvorschläge und rechts von 

der Bezeichnung des Wahlvorschlagsberechtigten einen 

Kreis für die Kennzeichnung.

Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Stadt Drebkau
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  Der Wähler hat eine Stimme und gibt diese in der Weise 

ab, dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch 

ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise 

eindeutig kenntlich macht, welchem Wahlvorschlag sie 

gelten soll.

2.  Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl 

im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

 a)  durch Stimmabgabe in einem Wahlbezirk dieses Wahl-

kreises oder

 b) durch Briefwahl 

  teilnehmen.

3.  Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich bei der zu-

ständigen Wahlbehörde Stadt Drebkau - Der Bürgermeis-

ter - Einwohnermeldeamt, Zimmer 32, 03116 Drebkau, 

Spremberger Straße 61, einen amtlichen Stimmzettel, ei-

nen amtlichen (blauen) Stimmzettelumschlag sowie einen 

amtlichen (roten) Wahlbriefumschlag und das Merkblatt 

beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel 

(im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem un-

terschriebenen Wahlschein so rechtzeitig bei der auf dem 

Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle (Anschrift Kreis-

wahlleiter) zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltage 

bis 18.00 Uhr eingeht. Er kann auch dort abgegeben wer-

den.

4. Blinde und sehbehinderte Wähler haben die Möglichkeit, 

mit Hilfe einer Stimmzettelschablone zu wählen.

 Die Schablone kann beim Blinden- und Sehbehinderten-

verband Brandenburg e. V. angefordert werden.

C) Für die Kommunalwahlen gelten folgende Regelun-

gen:

  Die Wahlen zum Kreistag, zu der Stadtverordnetenver-

sammlung bzw. zu den Ortsbeiräten sind miteinander 

verbunden und finden gleichzeitig statt.

  Insbesondere weise ich darauf hin, dass

1. jeder Wähler bei der Wahl

 a)  zum Kreistag des Landkreises Spree-Neiße drei Stim-

men

 b)  zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drebkau 

drei Stimmen 

 c)  zu den Ortsbeiräten der Ortsteile der Stadt Drebkau 

drei Stimmen hat,

2.  die Stimmzettel amtlich hergestellt und im Wahlraum be-

reitgehalten werden. 

  Für jede Wahl wird mit einem besonderen amtlichen 

Stimmzettel gewählt.

  Die Stimmzettel unterscheiden sich wie folgt.

 a) für die Wahl zum Kreistag

      Farbe beige

 b) für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung 

      Farbe rosa

 c) für die Wahl zu den Ortsbeiräten

      Farbe grün

3.  der jeweilige Stimmzettel die im Wahlkreis oder Wahlge-

biet zugelassenen Wahlvorschläge enthält.

4.  der Wähler bei der Wahl zum Kreistag, zur Stadtverord-

netenversammlung und zu den Ortsbeiräten

 a)  die Bewerber, denen er seine Stimme geben will, durch 

Ankreuzen zweifelsfrei kennzeichnen muss,

 b) einem Bewerber bis zu drei Stimmen geben kann,

 c)  seine Stimme auch verschiedenen Bewerbern eines 

Wahlvorschlages geben kann, ohne an die Reihenfolge 

innerhalb des Wahlvorschlages gebunden zu sein,

 d)  seine Stimme Bewerbern verschiedener Wahlvor-

schläge geben kann.

  Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel keine 

Kennzeichnung oder mehr als drei Stimmen enthält. 

  Sollten weniger als drei Stimmen vergeben werden, so 

sind die Stimmen, die nicht vergeben sind, ungültig. 

  Ist der Stimmzettel zum Beispiel nur mit einem Kreuz ver-

sehen, sind zwei Stimmen ungültig.

5.  bei der Wahl zum Kreistag, zu der Stadtverordnetenver-

sammlung und zu den Ortsbeiräten die wahlberechtigte 

Person, die einen Wahlschein besitzt, an der Wahl im 

Wahlkreis bzw. im Wahlgebiet für den der Wahlschein 

gilt,

 a)  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 

dieses Wahlkreises oder Wahlgebietes

 b) durch Briefwahl 

  teilnehmen kann.

6.  wer durch Briefwahl wählen will, muss sich bei der zustän-

digen Wahlbehörde, Stadt Drebkau - Der Bürgermeister 

-, Einwohnermeldeamt, Zimmer 32, Spremberger Stra-

ße 61, 03116 Drebkau, die amtlichen Stimmzettel, die 

amtlichen Stimmzettelumschläge sowie die amtlichen 

Wahlbriefumschläge und die Merkblätter beschaffen und 

seine Wahlbriefe mit den Stimmzetteln (in verschlosse-

nen Stimmzettelumschlägen) und den unterschriebenen 

Wahlscheinen so rechtzeitig bei den auf den Wahlbrief-

umschlägen angegebenen Stellen (Kreistag - Anschrift 

Kreiswahlleiter; Stadtverordnetenversammlung und 

Ortsbeirat - Anschrift Wahlleiter Stadt Drebkau) über-

senden, dass sie dort spätestens am Wahltage bis 18.00 

Uhr eingehen. Der Wahlbrief kann auch dort abgegeben 

werden.

  Die Wahlscheine, Stimmzettel- und Wahlbriefumschläge 

für die Wahl zum Kreistag, für die Wahl zur Stadtverord-

netenversammlung sowie zu den Ortsbeiräten sind farb-

lich wie folgt gestaltet.

  Wahlschein - Kreistag gelb; Stadtverordnetenver-

sammlung und Ortsbeirat jeweils grün

 Stimmzettelumschlag - Kreistag beige; Stadtverordne-

tenversammlung und Ortsbeirat jeweils rosa

 Wahlbriefumschlag - Kreistag gelb; Stadtverordneten-

versammlung und Ortsbeirat jeweils grün

  Für die Stimmabgabe durch Briefwahl gelten folgende 

Regelungen:

 1. Kreuzen Sie die jeweiligen Stimmzettel persönlich an.

      Sie haben jeweils 3 Stimmen.

 2.  Legen Sie die jeweiligen Stimmzettel in die jeweiligen 

Stimmzettelumschläge und kleben Sie diese zu.

 3.  Versehen Sie die „Versicherung an Eides statt“ auf den 

jeweiligen Wahlscheinen mit Ort, Datum und Unter-

schrift.

 4.  Stecken Sie die unterschriebenen jeweiligen Wahl-

scheine zusammen mit den verschlossenen jeweiligen 

Stimmzettelumschlägen in die jeweiligen Wahlbrief-

umschläge

 5.  Kleben Sie die jeweiligen Wahlbriefumschläge zu und 

geben Sie diese unfrankiert auf den Postweg 

  oder

  bei den auf den jeweiligen Wahlbriefen angegebenen  

Adressen ab. 

  Hat die wahlberechtigte Person einen Stimmzettel ver-

schrieben, diesen oder einen Stimmzettelumschlag un-

brauchbar gemacht, so werden ihr auf Verlangen neue 

Briefwahlunterlagen ausgehändigt.

  Die Wahlbehörde behält den alten Stimmzettel oder 

Stimmzettelumschlag ein.

  Für die Stimmabgabe behinderter Wähler ist folgen-

des zu beachten, wenn die wahlberechtigte Person die 

Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lässt, 

so hat diese durch Unterschreiben der Versicherung 

an Eides statt zur Briefwahl zu bestätigen, dass sie die 

Stimmzettel nach dem Willen der wahlberechtigten Per-

son gekennzeichnet hat.

  Holt die wahlberechtigte Person persönlich die Wahl-

scheine und die Briefwahlunterlagen bei der Wahlbehör-

de ab, so wird ihr Gelegenheit gegeben, die Briefwahl an 

Ort und Stelle auszuüben.

  Die Wahlbehörde hat zu diesem Zweck mindestens eine 

Wahlkabine oder einen besonderen Raum verfügbar zu 
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halten, damit die Stimmzettel unbeobachtet gekennzeich-

net und in die Stimmzettelumschläge gelegt werden kön-

nen.

  Die Wahlbehörde nimmt die Wahlbriefe entgegen, hält sie 

unter Verschluss und übergibt sie rechtzeitig am Wahltage 

dem zuständigen Wahlleiter.

D) Sonstige Hinweise:

1.  Bei der Urnenwahl muss jeder Stimmzettel vom Wähler in 

einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem beson-

deren Nebenraum unbeobachtet gekennzeichnet und in 

gefaltetem Zustand so in die für die jeweilige Wahl vorge-

sehene Wahlurne gelegt werden, dass die Kennzeichnung 

von umstehenden Personen nicht erkannt wird.

2.  Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei der

  Briefwahl

 a) für die Wahl zum Europäischen Parlament

 b) für die Wahl zum Kreistag

 c)  für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung und zu 

den Ortsbeiräten 

  jeweils gesonderte Wahlbriefe abzusenden sind.

3.  Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergeb-

nisses nach Ende der Wahlzeit in den Wahlbezirken 

sind öffentlich.

  Die Briefwahlvorstände zur Feststellung der Brief-

wahlergebnisse der Europa- und Kreistagswahl tre-

ten am Wahltag um 15.00 Uhr im Oberstufenzentrum I,  

Heinrich-Heine-Straße 14 - 16 in 03149 Forst (Lausitz) 

zusammen.

  Der Briefwahlvorstand zur Feststellung der Briefwah-

lergebnisse für die Wahlen zur Stadtverordnetenver-

sammlung und zu den Ortsbeiräten tritt am Wahltag 

um 15.00 Uhr in der Stadtverwaltung Drebkau, Sprem-

berger Straße 61, Speiseraum, zusammen.

  Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung 

des Wahlgeschäfts möglich ist.

4.  Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht bei jeder Wahl 

nur einmal und nur persönlich ausüben. 

  Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-

ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

  Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafge-

setzbuches).
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Satzung über den Ersatz von Auslagen 

und Aufwendungen sowie Ehrungen aus 

besonderem Anlass für die ehrenamtlich 

tätigen Angehörigen der Freiwilligen  

Feuerwehr Stadt Drebkau

Auf Grund des § 3 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07; 

Nr. 19; S. 286) in der jeweils geltenden Fassung und des  

§ 27 (4) des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleis-

tung und den Katastrophenschutz des Landes Brandenburg 

(Brandenburgisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

- BbgBKG) vom 24.05.2004 (GVBl I S. 197) hat die Stadt-

verordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 29.04.2014 

folgende „Satzung über den Ersatz von Auslagen und Auf-

wendungen sowie Ehrungen aus besonderem Anlass für die 

ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 

Stadt Drebkau“ beschlossen:

§ 1 

Geltungsbereich/Grundsätze

(1) Die Satzung gilt für die freiwillige und ehrenamtliche Tätig-

keit in der Freiwilligen Feuerwehr Stadt Drebkau 

(2) Die Stadt Drebkau gewährt den ehrenamtlichen Funk-

tionsträgern der Freiwilligen Feuerwehr Stadt Drebkau eine 

Aufwandsentschädigung. 

Die Aufwandsentschädigung dient als Ersatz für die mit der 

ehrenamtlichen Tätigkeit verbundenen Auslagen. Übersteigen 

die persönlichen Auslagen in einem Monat die im § 3 festge-

legten pauschalen Beträge der Aufwandsentschädigung, so 

werden die jeweils höheren Aufwendungen unter Vorlage von 

entsprechenden Nachweisen in Anrechnung gebracht. 

(3) Die Aufwandsentschädigung für Einsatzkräfte wird unab-

hängig von der Dienststellung gezahlt. 

(4) Nicht entschädigt werden:

- Übungen

- Brandsicherheitswachen bei Veranstaltungen in der Ver-

antwortung der Stadt Drebkau und deren Ortsteilen

- Folgeeinsätze bei einmaliger Alarmierung durch die Leit-

stelle wie z.B. durch Witterungsunbilden hervorgerufene 

Brand- Sturm- und Wasserschäden, bei der die Ortswehr 

die Beseitigung mehrerer Allgemeingefahren nacheinan-

der vornimmt. Ausgenommen davon sind angeordnete 

Bereitschaftszeiten im Gerätehaus.

- In Absprache zwischen der Verwaltung und der Wehrfüh-

rung sind Abweichungen möglich. 

(5) Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles besteht ent-

sprechend der Voraussetzungen des § 27 (2) BbgBKG.

§ 2 

Höhe der Aufwandsentschädigung

(1) Die Aufwandsentschädigung ist in nachfolgend aufgeführ-

ter Höhe an folgende Funktionsträger zu zahlen:

- Stadtwehrführer 130,00 EUR/Monat

- 1. Stellvertreter des Stadtwehrführers  40,00 EUR/Monat

- 2. Stellvertreter des Stadtwehrführers  40,00 EUR/Monat

- Stadtjugendwart  25,00 EUR/Monat

- Stellv. Stadtjugendwart  15,00 EUR/Monat

- Jugendwarte der Ortswehren  10,00 EUR/Monat

- Ortswehrführer mit Zugstärke  55,00 EUR/Monat

- Ortswehrführer mit Gruppenstärke  30,00 EUR/Monat

- Gerätewart  10,00 EUR/Monat

- Atemschutzbeauftragter  10,00 EUR/Monat

- Fachwart für Brandschutzerziehung  10,00 EUR/Monat

(2) Die Gewährung der Zahlung setzt den Dienst in den auf-

geführten Funktionen voraus. Sie wird unabhängig von der 

Anzahl der Einsätze gewährt.

§ 3 

Einsatzentschädigung

(1) Für die Teilnahme an einem Einsatz erhalten die Kame-

radinnen und Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr Stadt 

Drebkau pro tatsächlichen Einsatz ein Auslagenersatz in 

Höhe von 5,00 EUR. 

(2) Mit der Einsatzentschädigung sind folgende mit dem Ein-

satz verbundene Auslagen und Aufwendungen abgegolten:

- Hygieneartikel für die Körperreinigung nach Einsätzen

- Reinigung der Privatkleidung, die unter der Einsatzbeklei-

dung getragen wird

- Pflege der Feuerwehreinsatzstiefel

- Abnutzung an Fahrrädern und anderen Fahrzeugen, die 

für die Alarmfahrten benutzt werden

- Kraftstoffkosten für Alarmfahrten

- Kosten für dienstlich veranlasste Fahrten (z.B. Tauglich-

keitsuntersuchungen, Teilnahme an Ausbildungsveran-

staltungen u.ä.)

- Telefonkosten für dienstliche veranlasste Gespräche

- Stromkosten für den Betrieb der Digitalen Meldeempfänger

- Kosten für Fachzeitschriften, Schreib- und Ausbildungs-

materialien 

(3) Im Falle des Abbruches des Einsatzes durch die Regio-

nalleitstelle Lausitz vor dem Ausrücken der Einsatzfahrzeu-

ge, erhält jeder zum Einsatz am Gerätehaus bereite Kamerad 

1,50 EUR je Einsatz. Das Gleiche gilt auch für die Kräfte die 

sich unverzüglich nach Alarmierung am Gerätehaus einge-

funden haben, aber nicht zum Einsatz gebracht wurden. 

§ 4 

Zahlungsweise

(1) Bei Ausübung mehrerer der in § 2 Absatz 1 genannten 

Funktionen durch dieselbe Person, ist die jeweils höhere Auf-

wandsentschädigung zu zahlen.

(2) Die Aufwandsentschädigungen gemäß § 2 Absatz 1 wer-

den vierteljährlich an die Kameradinnen und Kameraden aus-

gezahlt.

(3) Die Einsatzentschädigung wird ebenfalls vierteljährlich 

entsprechend der durch den Stadtwehrführer bestätigten 

Einsatzberichte ausgezahlt.

§ 5 

Wegfall der Aufwandsentschädigung

(1) Die Aufwandsentschädigung entfällt, wenn der Angehö-

rige der Freiwilligen Feuerwehr ununterbrochen länger als 3 

Monate seine Funktion nicht wahrnimmt.

(2) Bei Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr entfällt die Auf-

wandsentschädigung mit dem Tag des Austritts.

(3) Kommt eine Führungskraft der Freiwilligen Feuerwehr 

Stadt Drebkau seinen Pflichten aus dem Brand- und Katast-

rophenschutzgesetz, der Verwaltungsvorschrift des Ministe-

rium des Innern zum Brand- und Katastrophenschutzgesetz, 

der Dienstanweisung über die Aufgaben und Arbeitsweise 

des Stadtwehrführers und seines Stellvertreters sowie aus 

der Dienstanweisung über die Aufgaben und Arbeitsweise 

der Ortswehrführer der Stadt Drebkau nicht nach, so kann auf 

Vorschlag des Stadtwehrführers oder des Trägers des Brand-

schutzes und auf Beschluss der Stadtverordnetenversamm-

lung hin seine Aufwandsentschädigung aus dieser Satzung 

ganz oder teilweise entzogen werden. 

§ 6 

Umfang der Aufwandsentschädigung

(1) Mit der Aufwandsentschädigung sind grundsätzlich alle mit 

der ehrenamtlichen Funktion verbundenen Auslagen (z.B. Fahrt- 

und Reisekosten innerhalb des Stadtgebietes, Telefonkosten, 

Portokosten, Reinigung der Dienstbekleidung) abgegolten.

(2) Fahrtkosten außerhalb des Stadtgebietes werden nach 

den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes in der 

jeweils geltenden Fassung erstattet, sofern die Kosten nicht 
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von anderen Behörden (z.B. durch die Landesschule und 

Technische Einrichtung des Landes Brandenburg - LSTE) 

erstattet werden.

§ 7 

Aufwandsentschädigung bei Vertreterfunktionen

(1) Kann ein Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr Stadt 

Drebkau seine Funktion länger als 3 Monate nicht wahrneh-

men, nimmt ein durch den Stadtwehrführer benannter, qua-

lifizierter Vertreter diese Funktion wahr. Er erhält die dafür 

vorgesehene Aufwandsentschädigung.

(2) Stellvertretern wird für die Dauer der Wahrnehmung der 

Stellvertretung ab dem 4. Monat der Vertretungstätigkeit die 

volle Höhe der Aufwandsentschädigung des Vertretenen ge-

währt. Bei mehreren Stellvertretern ist für die Dauer der Wahr-

nehmung der Stellvertretungstätigkeit die Gesamtsumme zu 

gleichen Teilen aufzuteilen. 

§ 8 

Versorgung bei Einsätzen

(1) Ist während des Einsatzverlaufes abzusehen, dass die 

Beendigung des Einsatzes nicht vor Ablauf von 4 Stunden 

erfolgen wird, so kann der Einsatzleiter in Abstimmung mit 

der Wehrführung, stellv. Stadtwehrführer und dem Träger des 

Brandschutzes die Versorgung der Einsatzkräfte mit alkohol-

freien Getränken und Verpflegung anordnen. Bei Vorliegen 

von wichtigen Gründen wie z.B. Hitze, Kälte, Atemschutzein-

sätze oder ungünstigen Tageszeiten sind Ausnahmen unter 

Absprache mit dem Träger des Brandschutzes möglich. 

(2) Die Kosten für die Versorgung bei Einsätzen sind vom Trä-

ger des Brandschutzes zu tragen.

§ 9 

Würdigung der Zugehörigkeit zur Freiwilligen  

Feuerwehr und sonstige Ehrungen

(1) Für ihre langjährigen treuen Dienste in der Freiwilligen 
Feuerwehr werden die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 
Stadt Drebkau in einem würdigen Rahmen mit der entspre-
chenden Medaille für „Treue Dienste“, einer Urkunde und ei-
nem angemessenen Blumenpräsent geehrt.
(2) Geehrt werden folgende Mitgliedschaften:
10-jährige Mitgliedschaft
20-jährige Mitgliedschaft
30-jährige Mitgliedschaft
40-jährige Mitgliedschaft
50-jährige Mitgliedschaft
60-jährige Mitgliedschaft
(3) Aktive Kameradinnen und Kameraden können zu per-
sönlichen Jubiläen mit einem Präsent geehrt werden. Hierzu 
wird ein Betrag in folgender Höhe gewährt:
Eheschließung 30,00 EUR
Silberhochzeit 30,00 EUR
30. Geburtstag 10,00 EUR
40. Geburtstag 10,00 EUR
50. Geburtstag 10,00 EUR
60. Geburtstag 20,00 EUR
65. Geburtstag 20,00 EUR
(4) Für die Beisetzung verstorbener Angehöriger der Freiwilli-
gen Feuerwehr Stadt Drebkau wird ein Betrag von 25,00 EUR 
für ein Blumengebinde oder eine Geldspende gewährt.
(5) Die Ortswehren erhalten zu nachstehenden Gründungsju-
biläen eine finanzielle Unterstützung in Höhe von 200,00 EUR
70 Jahre
75 Jahre
80 Jahre
90 Jahre
100 Jahre
110 Jahre
120 Jahre
125 Jahre
130 Jahre 
Jedes weitere 5. Jahr

§ 10 

Sonstige Zuwendungen

(1) Die Ortswehren der Freiwilligen Feuerwehr Stadt Drebkau 

erhalten jährlich für kameradschaftliche Zwecke ein Zuwen-

dung in Höhe von

- je aktiver Kameradin/aktiven Kamerad 5,00 EUR

- je Mitglied der Jugendfeuerwehr 3,00 EUR

(2) Die Zahlung erfolgt auf der Grundlage des aktuellen Per-

sonalbestandes am 30.11.des laufenden Jahres.

§ 11 

Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-

kanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die 

- Satzung über den Ersatz von Auslagen und Aufwendun-

gen (Entschädigungssatzung) für die Angehörigen der 

Freiwilligen Feuerwehr Stadt Drebkau vom 03.01.2006

- 1. Änderungssatzung zur „Satzung über den Ersatz von 

Auslagen und Aufwendungen (Entschädigungssatzung) 

für die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Stadt 

Drebkau“ vom 14.08.2006

- 2. Änderungssatzung zur „Satzung über den Ersatz von 

Auslagen und Aufwendungen (Entschädigungssatzung) 

für die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Stadt 

Drebkau“ vom 21.10.2011

außer Kraft.
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Bekanntmachung der Stadt Drebkau für den Ortsteil Jehserig

Im Drebkauer Amtsblatt Nr. 10/2014 vom 26. April 2014 wurde 

die Einladung zur 25. ordentlichen Sitzung des Ortsbeira-

tes Jehserig am 15.05.2014 veröffentlicht. Nach Bekanntma-

chung der Einladung im Drebkauer Amtsblatt ergab sich eine 

terminliche Änderung. Die Bekanntmachung zur 25. ordentli-

chen Sitzung des Ortsbeirates Jehserig wird hiermit nochmals 

veröffentlicht.

Die 25. ordentliche Sitzung des Ortsbeirates Jehserig findet

am 13.05.2014

um 19.00 Uhr

im Gutshaus Jehserig, Straße am Park 9, 03116 Drebkau 

- OT Jehserig

statt.

Tagesordnung

TOP A) Öffentliche Sitzung Vorlage-Nr.

01  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmä-

ßigkeit der Ladung und der Anwesenheit 

02  Änderungsanträge zur Tagesordnung/Feststellung der 

Tagesordnung 

03  Einwände gegen die Niederschrift über den öffentli-

chen Teil der Sitzung vom 13.03.2014 

04  Ergebniskontrolle und Aussprache zur Niederschrift 

über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 13.03.2014

05  Bericht der Ortsvorsteherin

06  Aussprache der Ortsbeiratsmitglieder zum Bericht der 

Ortsvorsteherin

07  Einwohnerfragestunde

08  Anfragen der Ortsbeiratsmitglieder

09  Informationen zur Kommunalwahl im Land Branden-

burg am 25.05.2014

10  Informationen zum Stand der Vorbereitungen der 

Feierlichkeiten zu „80 Jahre Ortswehr Jehserig“ und  

„10. Parkfest Jehserig“ am 30.08.2014

11  Verschiedenes 

TOP B) Nichtöffentliche Sitzung Vorlage-Nr.

01  Bericht der Ortsvorsteherin 

02  Aussprache der Ortsbeiratsmitglieder zum Bericht der 

Ortsvorsteherin

03  Einwände gegen die Niederschrift über den nichtöf-

fentlichen Teil der Sitzung vom 13.03.2014

04  Ergebniskontrolle und Aussprache zur Niederschrift 

über den nichtöffentlichen Teil der Sitzung vom 

13.03.2014

05  Anfragen der Ortsbeiratsmitglieder

06  Verschiedenes

gez. Nowka
Ortsvorsteherin und Vorsitzende
des Ortsbeirates

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Bekanntmachungen anderer Behörden

Bekanntmachung der „Satzung der Jagdgenossenschaft Domsdorf/Steinitz“

Der Landkreis Spree-Neiße als Untere Jagdbehörde hat am 

10.04.2014 mit Bescheid die Satzung der Jagdgenossen-

schaft Domsdorf/Steintz genehmigt.

Auf der Grundlage der Bekanntmachungsverordnung (Be-

kanntmV) des Landes Brandenburg und § 10(2) des Jagd-

gesetzes für das Land Brandenburg (BbgJagdG) sowie der 

Hauptsatzung der Stadt Drebkau erfolgt hiermit die öffentli-

che Bekanntmachung dieser Satzung.

Der Jagdvorstand

Satzung

der Jagdgenossenschaft Domsdorf / Steinitz

nach dem Jagdgesetz für das Land Brandenburg (Bbg-

JagdG).

Die Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft 

Domsdorf / Steinitz des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes 

Domsdorf/Steinitz hat am 21.03.2014 folgende Satzung be-

schlossen:

§ 1  

Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezir-

kes Domsdorf/Steinitz ist gemäß 10 Abs. 1 BbgJagdG eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts.

Sie führt den Namen

 „Jagdgenossenschaft Domsdorf / Steinitz“

und hat ihren Sitz in Domsdorf.

§ 2  

Gemeinschaftlicher Jagdbezirk Domsdorf / Steinitz

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst gemäß § 8 

Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) mit Ausnahme der Ei-

genjagdbezirke alle Grundflächen des Ortsteils Domsdorf / 

Steinitz entsprechend dem Jagdkataster zuzüglich der von 

der zuständigen Jagdbehörde angegliederten und abzüglich 

der abgetrennten Grundflächen.

(2) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird begrenzt durch: 

im Süden Calau, Kreisgrenze Spremberg, im Westen Gemar-

kung Radensdorf / Greifenhain, im Norden Gemarkung Gol-

schow und Drebkau, im Osten Gemarkung Jehserig.

§ 3  

Gebiet der Jagdgenossenschaft

Das Gebiet der Jagdgenossenschaft umfasst die jagdlich nutz-

baren Grundflächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes, deren 

Eigentümer der Jagdgenossenschaft als Mitglieder angehören.

§ 4  

Mitglieder der Jagdgenossenschaft

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind die 

Eigentümer der Grundflächen, die das Gebiet der Jagdgenos-

senschaft bilden. Eigentümer von Grundflächen des gemein-

schaftlichen Jagdbezirkes, auf denen die Jagd ruht oder aus 

anderen Gründen nicht ausgeübt werden darf, gehören gemäß 

§ 9 Abs. 1 BJagdG insoweit der Jagdgenossenschaft nicht an.

(2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Kataster, in dem die Ei-

gentümer der zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehören-

den Grundflächen und deren Größen ausgewiesen werden.
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§ 5  

Aufgaben der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet nach Maßgabe des 

geltenden Rechts unter eigener Verantwortung nach den 

Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und unter Berücksichti-

gung der jagdlichen Belange alle Angelegenheiten, die sich 

aus dem Jagdrecht der ihr angehörenden Jagdgenossen er-

geben.

(2) Ihr obliegt nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 BJagdG der Er-

satz des Wildschadens, der an den zum gemeinschaftlichen 

Jagdbezirk gehörenden Grundstücken entsteht.

§ 6  

Organe der Jagdgenossenschaft

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind:

1. Die Jagdgenossenschaftsversammlung und

2. Der Jagdvorstand.

§ 7  

Jagdgenossenschaftsversammlung

Zur Teilnahme an der Jagdgenossenschaftsversammlung 

sind die Mitglieder der Jagdgenossenschaft berechtigt. Sie 

können sich durch Ihre gesetzlichen Vertreter oder nach 

Maßgabe des § 10 Abs. 4 dieser Satzung durch volljährige 

und geschäftsfähige Bevollmächtigte vertreten lassen. Die 

Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und dem Jagdvorstand 

oder dessen Beauftragten zu Beginn der Versammlung vor-

zulegen.

§ 8  

Zuständigkeit der 

 Jagdgenossenschaftsversammlung

(1) Die Jagdgenossenschaftsversammlung beschließt die 

Satzung und deren Änderungen.

Sie wählt: 

a)    den Vorsitzenden des Jagdvorstandes (Jagdvorsteher) 

und seinen Stellvertreter;

b) zwei Beisitzer und deren Stellvertreter;

c) einen Schriftführer und dessen Stellvertreter;

d) einen Kassenführer und dessen Stellvertreter;

e) zwei Rechnungsprüfer und deren Stellvertreter.

(2) Die Jagdgenossenschaftsversammlung beschließt wei-

terhin über:

a) den jährlichen Haushaltsplan;

b) die Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers;

c) die Antragstellung zur Abrundung, Zusammenlegung 

und Teilung des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes;

d) die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagd-

bezirkes;

e) das Verfahren und die Bedingungen für den Abschluss 

von Jagdpachtverträgen;

f) die Erteilung des Zuschlages bei der Jagdverpachtung;

g) die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpachtver-

träge;

h) die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirkes und zur Erteilung von 

entgeltlichen Jagderlaubnisscheinen;

i) den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus 

der Jagdnutzung;

j) die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haus-

haltsplanes;

k) die Beanstandung von Beschlüssen durch den Jagdvorstand;

l) die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des 

Jagdvorstandes gemäß § 12 Abs. 5 dieser Satzung;

m) die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen für die 

Mitglieder des Jagdvorstandes, den Schriftführer, den 

Kassenführer und die Rechnungsprüfer.

(3) Regelungen im Sinne des Absatzes 2 Buchstaben c), d), 

e), f), g), h) und i) können im Einzelfall durch Beschluss auf 

den Jagdvorstand übertragen werden.

(4) Die Jagdgenossenschaftsversammlung kann den Jagd-

vorstand ermächtigen, die Führung der Kassengeschäfte 

durch öffentlich-rechtlichen Vertrag der Stadtkasse Drebkau 

zu übertragen.

Mit dem Wirksamwerden des Vertrages entfällt die Wahl ei-

nes Kassenführers.

(5) Die Rechnungsprüfung kann einem zugelassenen Wirt-

schaftsprüfungsunternehmen übertragen werden; in diesem 

Falle entfällt die Wahl der Rechnungsprüfer. § 14 Abs. 3 die-

ser Satzung gilt entsprechend.

§ 9  

Durchführung  

der Jagdgenossenschaftsversammlung

(1) Die Jagdgenossenschaftsversammlung ist vom Jagdvor-

steher wenigstens einmal im Jahr einzuberufen. Der Jagd-

vorsteher muss die Jagdgenossenschaftsversammlung auch 

einberufen, wenn mindestens ein Viertel aller Jagdgenossen 

die Einberufung bei ihm schriftlich unter Angabe der auf die 

Tagesordnung zu setzenden Angelegenheiten beantragt.

(2) Die Jagdgenossenschaftsversammlung soll am Sitz der 

Jagdgenossenschaft stattfinden. Sie ist öffentlich, soweit 

nicht durch Beschluss die Öffentlichkeit für die Beratung be-

stimmter Angelegenheiten ausgeschlossen wird.

(3) Die Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung 

ergeht durch amtliche Bekanntmachung (§ 16 Abs. 2). Sie 

muss mindestens drei Wochen vorher erfolgen und Angaben 

über den Ort und den Zeitpunkt der Versammlung sowie die 

Tagesordnung enthalten.

(4) Den Vorsitz in der Jagdgenossenschaftsversammlung 

führt der Jagdvorsteher. Für die Abwicklung bestimmter An-

gelegenheiten, insbesondere zur Leitung einer öffentlichen 

Versteigerung kann ein anderer Versammlungsleiter bestellt 

werden.

(5) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können 

Beschlüsse nach § 8 Absätze 1 bis 4 nicht gefasst werden.

(6) Zu der Jagdgenossenschaftsversammlung ist die Auf-

sichtsbehörde rechtzeitig schriftlich einzuladen.

§ 10  

Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft

(1) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen gemäß  

§ 9 Abs. 3 BJagdG sowohl der Mehrheit der anwesenden 

und vertretenen Jagdgenossen als auch der Mehrheit der bei 

der Beschlussfassung vertretenen Grundflächen.

(2) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft werden durch öf-

fentliche Abstimmung gefasst.

Die Jagdgenossenschaftsversammlung kann auf Antrag von 

mindestens 3 Jagdgenossen, die zusammen mindestens ein 

Zehntel der Gesamtfläche des Gebietes der Jagdgenossen-

schaft vertreten müssen, zu einzelnen Tagesordnungspunkten 

eine schriftliche Abstimmung beschließen; das gilt nicht für 

Beschlüsse über die Verwendung des Reinertrages der Jagd-

nutzung nach § 10 Abs. 3 BJagdG. Über die Einzelheiten der 

schriftlichen Abstimmung ist von den Mitgliedern des Jagd-

vorstandes und den Stimmzählern Verschwiegenheit zu wah-

ren; die Unterlagen sind vorn Jagdvorstand mindestens 10 

Jahre lang, im Falle der Beanstandung oder Anfechtung des 

Beschlusses für die Dauer des Verfahrens, den Jagdpachtver-

trag betreffend bis zu dessen Ablauf aufzubewahren.

(3) Jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentümer und 

Gesamthandseigentümer eines zum Gebiet der Jagdge-

nossenschaft gehörenden Grundstücks können ihr Stimm-

recht nur einheitlich ausüben; sie haben dem Jagdvorstand 

schriftlich einen Bevollmächtigten zu benennen.

(4) Ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens 1 Jagdge-

nossen vertreten.

Die von einem Bevollmächtigten vertretene Grundfläche 

darf einschließlich seiner eigenen Grundfläche ein Drittel der 

Gesamtfläche des Gebietes der Jagdgenossenschaft nicht 

überschreiten.
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(5) Ein Jagdgenosse oder ein Bevollmächtigter ist von der 

Mitwirkung an der Abstimmung entsprechend § 34 BGB 

ausgeschlossen, kann sich auch nicht vertreten lassen und 

auch keinen anderen vertreten, wenn die Beschlussfassung 

die Vornahme eines Rechtsgeschäftes mit ihm oder Einlei-

tung oder Erledigung eines Rechtsstreites zwischen ihm und 

der Jagdgenossenschaft betrifft.

(6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft ist eine 

Niederschrift zu fertigen. Aus ihr muss auch hervorge-

hen, wie viele Jagdgenossen anwesend waren und welche 

Grundfläche von ihnen vertreten wurde. Die Niederschrift ist 

vom Jagdvorsteher und vom Schriftführer zu unterzeichnen 

und der nächsten Jagdgenossenschaftsversammlung zur 

Billigung vorzulegen.

Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über die 

Beschlüsse der Jagdgenossenschaft schriftlich zu unterrich-

ten.

§ 11  

Vorstand der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand besteht gemäß § 10 Abs. 6 BbgJagdG 

aud dem Vorsitzenden (Jagdvorsteher) und zwei Beisitzern. 

Die Mitglieder des Jagdvorstandes werden im Falle der Ver-

hinderung durch ihre Stellvertreter vertreten.

(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist

- jeder Jagdgenosse, der volljährig und geschäftstüchtig 

ist, ist eine Personengemeinschaft oder eine juristische 

Person Mitglied der Jagdgenossenschaft, so sind auch 

deren gesetzliche Vertreter wählbar;

- jede volljährige und geschäftsfähige natürliche Person.

(3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von 4 Geschäfts-

jahren gewählt. Die Amtszeit beginnt mit dem auf die Wahl 

folgenden Geschäftsjahr, es sei denn, dass im Zeitpunkt der 

Wahl kein gewählter Jagdvorstand vorhanden ist; in diesem 

Fall beginnt sie mit der Wahl und verlängert sich um die Zeit 

von der Wahl bis zum Beginn des nächsten Geschäftsjahres.

Die Amtszeit verlängert sich bis zur Wahl eines neuen Jagd-

vorstandes um höchstens 3 Monate, sofern innerhalb der 

letzten drei Monate vor dem Ende der satzungsmäßigen 

Amtszeit mindestens eine Jagdgenossenschaftsversamm-

lung stattgefunden hat und es in dieser nicht zur Wahl eines 

neuen Jagdvorstandes gekommen ist.

(4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden für die 

gleiche Amtszeit von vier Geschäftsjahren gewählt wie der 

Jagdvorstand; Abs. 3 Sätze 2 und 3 finden entsprechende 

Anwendung.

(5) Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Jagdvorstandes 

vorzeitig durch Tod, Rücktritt oder Verlust der Wählbarkeit, 

so rückt der für ihn gewählte Stellvertreter als Ersatzmit-

glied in den Jagdvorstand nach; in diesem Falle ist für den 

Rest der Amtszeit in der nächsten Jagdgenossenschafts-

versammlung ein neuer Stellvertreter zu wählen. In gleicher 

Weise ist eine Ersatzwahl vorzunehmen, wenn ein stellvertre-

tendes Mitglied des Jagdvorstandes oder ein anderer Funk-

tionsträger vorzeitig ausscheidet.

§ 12  

Vertretung der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand vertritt die Jagdgenossenschaft gemäß 

§ 9 Abs. 2 BJagdG gerichtlich und außergerichtlich. Er ver-

waltet die die Angelegenheiten der Jagdgenossenschaft und 

ist hierbei an die Beschlüsse der Jagdgenossenschaftsver-

sammlung gebunden. Bei der Abgabe rechtsgeschäftlicher 

Erklärungen müssen unbeschadet der Regelung in Absatz 4 

Satz 2 alle Mitglieder des Jagdvorstandes gemeinschaftlich 

handeln.

(2) Der Jagdvorstand hat die Beschlüsse der Jagdgenossen-

schaftsversammlung vorzubereiten und durchzuführen. Ins-

besondere obliegt ihm:

a) die Feststellung und Ausführung des Haushaltsplanes;

b) die Anfertigung der Jahresrechnung;

c) die Überwachung der Schrift- und Kassenführung;

d) die Verteilung der Erträge an die einzelnen Jagdgenossen;

e) Die Feststellung der Umlagen der einzelnen Mitglieder.

(3) Ein Mitglied des Jagdvorstandes darf bei Angelegenhei-

ten der Jagdgenossenschaft nicht beratend oder entschei-

dend mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinen 

Ehegatten, dem eingetragenen Partner einer auf Dauer an-

gelegten Lebensgemeinschaft, seinen Verwandten bis zum 

dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade oder 

einer von ihm kraft Gesetzes oder rechtsgeschäftlicher Voll-

macht vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder 

Nachteil bringen kann.

(4) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlussfassung 

durch die Jagdgenossenschaftsversammlung unterliegen, 

entscheidet der Jagdvorstand, falls die Erledigung keinen 

Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der 

Jagdvorsteher zusammen mit einem Beisitzer entscheiden.

(5) Zu Entscheidungen gemäß Abs. 4 hat der Jagdvorsteher 

unverzüglich die Zustimmung der Jagdgenossenschafts-

versammlung einzuholen. Diese kann die Dringlichkeits-

entscheidung aufheben, soweit nicht schon Rechte Dritter 

entstanden sind.

(6) Solange die Jagdgenossenschaft keinen vollständigen 

Jagdvorstand gewählt hat, werden die Geschäfte des Jagd-

vorstandes nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 BJagdG in Ver-

bindung mit § 10 Abs. 7 BbgJagdG vom hauptamtlichen 

Bürgermeister der Stadt Drebkau wahrgenommen.

Die Kosten der vorübergehenden Geschäftsführung trägt 

die Jagdgenossenschaft.

(7) Von der Übernahme der Geschäfte durch den Notvor-

stand ist die untere Jagdbehörde in Kenntnis zu setzen.

(8) Die Mitglieder des Jagdvorstandes sind ehrenamtlich tätig.

§ 13  

Sitzungen des Jagdvorstandes

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvorstehers 

nach Bedarf, mindestens aber einmal jährlich zusammen. Er 

muss einberufen werden, wenn ein Mitglied des Jagdvor-

standes dies schriftlich beantragt.

(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglie-

der anwesend oder vertreten sind. Der Jagdvorstand ent-

scheidet mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder, 

Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Die stellvertretenden Mitglieder können an den Sitzun-

gen des Jagdvorstandes beratend teilnehmen; sie sind zu 

den Sitzungen einzuladen.

(4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öffentlich. 

Der Schriftführer und der Kassenführer sollen an den Sit-

zungen teilnehmen, sie sind zu den Sitzungen einzuladen.

(5) Der Jagdvorstand kann Beschlüsse der Jagdgenossen-

schaft, die das geltende Recht verletzen, innerhalb einer 

Woche beanstanden. Ist ein Beschluss beanstandet wor-

den, so ist innerhalb eines Monats nach der Beanstandung 

eine Jagdgenossenschaftsversammlung einzuberufen.

(6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine Nie-

derschrift zu fertigen und von den Teilnehmern der Sitzung 

zu unterzeichnen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines 

Monats über die Beschlüsse des Jagdvorstandes schriftlich 

zu unterrichten.

(7) Der Jagdvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 14  

Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

(1) Die Jagdgenossenschaft stellt für jedes Geschäftsjahr 

einen Haushaltsplan fest, der die voraussichtlichen Einnah-

men und Ausgaben enthält. Der Haushaltsplan muss aus-

geglichen sein.

(2) Zum Ende des Geschäftsjahres ist eine Jahresrechnung 

zu erstellen, die den Rechnungsprüfern zur Prüfung und der 

Jagdgenossenschaftsversammlung zur Entlastung des Vor-

standes und des Kassenführers vorzulegen ist.
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(3) Die Rechnungsprüfer werden jeweils im Voraus für ein 

Geschäftsjahr bestellt; einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

Rechnungsprüfer kann nicht sein, wer dem Jagdvorstand 

als Mitglied oder Stellvertreter angehört oder ein anderes 

Amt für die Jagdgenossenschaft inne hat oder wer zu einem 

Funktionsträger in einer Beziehung der in § 12 Abs. 3 der 

Satzung bezeichneten Art steht.

(4) Im Übrigen finden für das Haushalts-, Kassen- und Rech-

nungswesen einschließlich der Rechnungsprüfung die für die 

Gemeinden des Landes Brandenburg geltenden Vorschriften 

entsprechende Anwendung.

§ 15  

Geschäfts- und Wirtschaftsführung

(1) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr 

im Sinne des § 11 Abs. 4 BJagdG.

(2) Einnahme- und Ausgabeanordnungen der Jagdgenos-

senschaft sind vom Jagdvorsteher und einem Beisitzer zu 

unterzeichnen.

(3) Kassenführer oder dessen Stellvertreter kann nicht sein, 

wer zur Unterschrift von Kassenanordnungen befugt ist.

(4) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie 

nicht zur Erfüllung der Aufgaben der Jagdgenossenschaft 

oder nach Maßgabe des Haushaltsplanes zur Bildung von 

Rücklagen oder zu anderen Zwecken zu verwenden sind, an 

die Mitglieder der Jagdgenossenschaft jährlich auszuschüt-

ten. Sie sind bis zu ihrer Verwendung verzinslich anzulegen. 

Durch den Beschluss über die Bildung von Rücklagen oder 

die anderweitige Verwendung der Einnahmen wird der An-

spruch des Jagdgenossen, der dem Beschluss nicht zuge-

stimmt hat, auf Auszahlung seines Anteils am Reinertrag der 

Jagdnutzung gemäß § 10 Abs. 3 BJagdG nicht berührt.

(5) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft (Jagdge-

nossen) dürfen Umlagen nur erhoben werden, wenn und so-

weit dies zum Ausgleich des Haushaltsplanes unabweisbar 

notwendig ist.

§ 16  

Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

(1) Die Satzung und Änderungen der Satzung sind gemäß 

der Bekanntmachungsverordnung (BekanntmV) im vollen 

Wortlaut und mit der Genehmigung der unteren Jagdbehör-

de entsprechend der Hauptsatzung der Stadt Drebkau durch 

Veröffentlichung im Drebkauer Amtsblatt bekannt zu machen 

(§10 Abs. 2 BbgJagdG).

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten auch für sonstige 

Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft, insbesonde-

re der Einladung zur Jagdgenossenchaftsversammlung, des 

jährlichen Haushaltsplanes, der Beschlüsse über die Fest-

setzung von Umlagen und der Beschlüsse über die Verwen-

dung des Reinertrages nach § 10 Abs. 3 BJagdG.

(3) Über den Vollzug der Bekanntmachung ist entsprechend 

§ 6 Abs. 2 BekanntmV ein Nachweis zu den Akten zu neh-

men.

(4) Auswärtige Jagdgenossen sind verpflichtet, dem Jagd-

vorstand einen am Sitz der Jagdgenossenschaft wohnenden 

Zustellungsbevollmächtigten zu benennen; sie werden nicht 

gesondert geladen und informiert, diese haben selbst sicher 

zu stellen, dass sie von der Einladung und den Bekanntma-

chungen rechtzeitig Kenntnis erlangen.

§ 17  

Inkrafttreten Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung wird gemäß § 10 Abs. 2 BbgJagdG mit 

ihrer Bekanntmachung rechtsverbindlich.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt gleichzeitig die 

bisherige Satzung vom 13.11.2002 außer Kraft.

(3) Die Amtszeit des beim Inkrafttreten dieser Satzung amtieren-

den Jagdvorstandes, der in der Jagdgenossenschaftsversamm-

lung vom 21.03.2014 gewählt wurde, endet mit dem 31.03.2016; 

§ 11 Abs. 3 Satz 3 findet entsprechend Anwendung.

(4) Ein Haushaltsplan nach § 8 Abs. 2 Buchstabe a) ist für 

jedes Geschäftsjahr aufzustellen, die Rechnungsprüfung ist 

nach den Vorschriften dieser Satzung jährlich vorzunehmen.

Verfügung

Die vorstehende Satzung der

„Jagdgenossenschaft Domsdorf / Steinitz“

wird von mir gemäß § 10 Absatz 2 BbgJagdG genehmigt.

Forst (Lausitz), den 08.04.2014

Ende der Bekanntmachungen 

anderer Behörden

Amtliche Mitteilungen

Mitteilungen der Stadt Drebkau

Informationen des Standesamtes

Mit Wirkung zum 1. April 2014 wurde ein neuer Standes-

amtbezirk Burg (Spreewald) gemeinsam mit der Stadt Dreb-

kau, den Gemeinden Neuhausen/Spree und Kolkwitz sowie 

dem Amt Burg (Spreewald) gebildet.

Die Postanschrift lautet: Standesamt Burg (Spreewald)

 Hauptstraße 46

 03096 Burg (Spreewald)

Besucheradresse: An der Post 1

 03096 Burg (Spreewald)

 Tel. : 035603 753186 und 757124

 Fax: 035603 753250

E-Mail:   standesamt@amt-burg-spree-

wald.de

Sprechzeiten des Standesamtes Burg (Spreewald) in 

Burg:

Dienstag: 8.30 - 12.00 Uhr/13.30 - 18.00 Uhr

Donnerstag: 8.30 - 12.00 Uhr/13.30 - 16.30 Uhr

Sprechzeiten des Standesamtes Burg (Spreewald) in 

der Außenstelle Drebkau:

Die Sprechzeiten zu Personenstandsangelegenheiten wer-

den ab dem 15. April 2014 bis auf weiteres jeweils diens-

tags in der Zeit von 13.30 - 17.00 Uhr in der Stadtverwal-

tung Drebkau, Spremberger Straße 61, Zimmer 32 durch 

eine Standesbeamtin des Standesamtes Burg (Spreewald) 

durchgeführt.

Horke
Bürgermeister
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Stellenausschreibung

Die Stadt Drebkau sucht für den Bereich Kindertagesstätten 

zum 01.09.2014 eine/einen

staatlich anerkannte Erzieherin/ 

staatlich anerkannten Erzieher.

Die Stelle ist zunächst befristet bis zum 31.08.2015. 

Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Tarifvertrag 

für den öffentlichen Dienst (TVöD). Die Vergütung erfolgt 

nach Entgeltgruppe S 6. Die wöchentliche Arbeitszeit be-

trägt voraussichtlich 32 Stunden und kann aufgrund der 

Stichtagsmeldungen der Kinderzahlen in den Einrichtungen 

jeweils im Rahmen bis zu 40 Stunden angepasst werden.

Die Bewerberin/der Bewerber sollte folgende Voraussetzun-

gen erfüllen:

- staatliche Anerkennung als Erzieherin/Erzieher

- fundierte Kenntnisse im pädagogischen und organisato-

rischen Bereich

- Bereitschaft zur Öffentlichkeitsarbeit und Präsentation

- offenes, freundliches Wesen

- Teamfähigkeit

- Flexibilität, Organisations- und Durchsetzungsfähigkeit

- PC-Kenntnisse

- Fähigkeit zum Spiel eines Musikinstrumentes.

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, 

Zeugniskopien, lückenloser Tätigkeitsnachweis) senden Sie 

bitte bis zum 31.05.2014 unter dem Kennwort „Erzieher“ auf 

dem Postweg an die

Stadt Drebkau

Bau- Haupt- und Ordnungsamt

Spremberger Straße 61

03116 Drebkau.

 

oder per E-Mail an muth@drebkau.de.

Bitte beachten Sie, dass nur Bewerbungen berücksich-

tigt werden können, die zum Bewerbungszeitpunkt den 

geforderten Abschluss als staatlich anerkannter Erzie-

her/staatlich anerkannte Erzieherin nachweisen können.

Bitte fügen Sie für auf dem Postweg gesandte Bewerbungs-

unterlagen einen ausreichend frankierten Rückumschlag bei!

Horke
Bürgermeister

Standsicherheitskontrolle der Grabmale 

auf den kommunalen Friedhöfen  

der Stadt Drebkau in 2014

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

in diesem Jahr wird wie in jedem Jahr die Standsicherheits-

prüfung von Grabmalen gemäß UVV 4.7 § 7 der Gartenbau 

Berufsgenossenschaft auf den Friedhöfen der Stadt Dreb-

kau durchgeführt. Bei Frost, Regen, Einwirkungen des Wur-

zelwerkes und Bodensenkungen kann die Standfestigkeit 

der Grabmale erheblich beeinträchtigt werden.

Durch lose Grabsteine sind schon viele schwere Unfälle ein-

getreten, sogar mit Todesfolge. Aus diesem Grund ist die 

Stadt Drebkau als Friedhofsträger dazu verpflichtet, die 

Überprüfung der Grabsteine einmal im Jahr durchzuführen. 

Die Überprüfung erfolgt durch eine Fachfirma, welche den 

Prüfvorgang anhand von Protokollen festhält.

Die Nutzungsberechtigten mit losen Grabsteinen werden 

dann durch die Friedhofsverwaltung angeschrieben. In 

schwerwiegenden Fällen sind wir als Friedhofsträger be-

rechtigt, den Grabstein umzulegen. Die standunsicheren 

Grabmale sind dann innerhalb von 8 Wochen fachgerecht 

zu befestigen. Auf Verlangen der Friedhofsverwaltung ist 

die Errichtung des Grabmales durch eine Fachfirma an-

hand einer Quittung nachzuweisen. Der Grabstein muss 

einem Druck von 30 bzw. 50 kg (horizontale Armkraft; je 

nach Größe des Grabsteines) standhalten, ohne dass der 

Grabstein Schwankungen aufzeigt. Nach 8 Wochen erfolgt 

eine Nachkontrolle. An nachfolgenden Terminen wird die 

diesjährige Standsicherheitskontrolle auf den Friedhöfen der 

Stadt Drebkau durchgeführt.

Friedhof Datum Uhrzeit

Leuthen  22.05.2014 ab 08:00 Uhr - 09:25 Uhr

Koschendorf 22.05.2014 ab 09:35 Uhr - 09:45 Uhr

Illmersdorf 22.05.2014 ab 09:50 Uhr - 10:05 Uhr

Siewisch 22.05.2014 ab 10:10 Uhr - 10:30 Uhr

Golschow 22.05.2014 ab 10:40 Uhr - 10:55 Uhr

Casel 22.05.2014 ab 11:10 Uhr - 11:40 Uhr

Radensdorf 22.05.2014 ab 11:50 Uhr - 12:00 Uhr

Jehserig 22.05.2014 ab 12:10 Uhr - 12:55 Uhr

Rehnsdorf  22.05.2014 ab 13:00 Uhr - 13:15 Uhr

Je nach Wetterlage und Besucherteilnahme auf den Fried-

höfen kann sich der Prüftermin eventuell etwas verschieben.

gez. D. Horke
Bürgermeister

Erreichbarkeit der Ortsvorsteher/innen

Ortsteil Casel  Telefonisch erreichbar unter 
 0175 2935931 oder 035602 22024
 Ortsvorsteherin Frau Rescher
Ortsteil Domsdorf Telefonisch erreichbar unter 
 0175 2939889
 Ortsvorsteher Herr Klauß
Ortsteil Drebkau Telefonisch erreichbar unter 
 0175 2935929
 Ortsvorsteher Herr Wilk
Ortsteil Greifenhain Telefonisch erreichbar unter 
 0175 2940522
 Ortsvorsteher Herr Schötz
Ortsteil Jehserig Telefonisch erreichbar unter 
 0175 2941904 oder 035602 21662
 Ortsvorsteherin Frau Nowka
Ortsteil Kausche  Sprechstunde jeden 1. Dienstag im Monat 

in der Zeit von 15.30 - 17.30 Uhr im Büro 
des Ortsvorstehers im Bürgerhaus Kausche

 Telefonisch erreichbar unter 
 035602 22011

 Ortsvorsteher Herr Engelmann

Ortsteil Laubst Telefonisch erreichbar unter 

 0175 2942012

 Ortsvorsteherin Frau Schmidt

Ortsteil Leuthen Telefonisch erreichbar unter 

 035602 23536

 Ortsvorsteher Herr Heßmer

Ortsteil Schorbus  Sprechstunde jeden 2. und 4. Donnerstag 

im Monat in der Zeit von 18.00 - 19.00 Uhr 

im Vereinshaus Schorbus

 Telefonisch erreichbar unter 

 0151 40790233

 Ortsvorsteher Herr Schätz

Ortsteil Siewisch  Sprechstunde dienstags in der Zeit von  

16.30 - 18.00 Uhr im Gemeindehaus Siewisch

 Telefonisch erreichbar unter 

 0175 2943092

 Ortsvorsteher Herr Just

Ende der amtlichen Mitteilungen


